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Die Sieder und ihre ewige Rente

F
ritz Leonhardt ist Haalhauptmann
und hat als solcher die Schlüsselge­
walt über das Haalamt. Die Institu­

tion ist in einem alten Fachwerkhaus am
Haller Marktplatz untergebracht. Über
eine knarrende Treppe kommt der Besu­
cher in den zweiten Stock und einen Raum
mit niedriger Decke. Der 76­Jährige hievt
aus einem alten feuersicheren Bücher­
schrank – Firma Ostertag­Werke Aalen –
zwei dicke, in Schweinsleder gebundene
Bücher auf den Holztisch. Es sind die
jüngsten, 1805 angelegten genealogischen
Bücher der Vorfahren, der Haller Sieder.
Die alten – „allein die Rücken addieren sich
auf etwa 38 Meter Länge“, sagt der Haal­
hauptmann mit unüberhörbarem Stolz –
lagern im Stadtarchiv.

In den rund 200 Jahre alten Wälzern
sind die Stammbäume der 68 sogenannten
Stammsieder verzeichnet, die den Reich­
tum der freien Reichstadt begründeten. Ih­
nen hatten die Lehensherren im Mittelal­
ter das Recht zur Nutzung der Pfannen
überlassen, um aus der Sole der Haalquelle
Salz zu sieden. Die Handwerker organisier­
ten sich selbst und lösten eigenständig ihre
Streitigkeiten. Die erste Haalordnung da­
tiert auf das Jahr 1385. Dem Hohenloher
Spruch „Sach kommt zu Sach“ folgend hei­

rateten viele unterei­
nander. Sie vererbten
die Siedensrechte an
ihre Nachkommen.

„Das ist ein Durch­
einander, dass es
kracht“, entfährt es
Leonhardt. Vorsichtig
blättert er die dicken
Seiten auf der Suche
nach seiner Familie

um. Da steht beispielsweise der Name sei­
nes Großvaters: Friedrich Johann Karl
Leonhardt, ein 1892 geborener Sieders­
nachkomme, hat Berta Lindner geehelicht,
die ebenfalls einer Siedersfamilie ent­
stammt. Die Verbindung hat Auswirkun­
gen auf die Anteile der Kinder und Kindes­
kinder der Leonhardts an den Siedensrech­
ten – bis heute.

Salz wird in Hall zwar schon lange nicht
mehr gesotten, in der Sole baden heute ge­
sundheitsbewusste Einheimische und Tou­
risten. Das Recht am Sieden aber blieb. Als
im Jahr 1804 der württembergische Staat –
Herzog Friedrich II. hatte die Stadt bereits
zwei Jahre zuvor vereinnahmt – die Saline
übernahm, regte sich heftiger Widerstand
der Sieder. Am 27. Juli 1827 wurde schließ­
lich der Streit beigelegt und ein Vertrag ge­
schlossen: Für den Verzicht auf ihre Nut­
zungsrechte wurde den Nachkommen der
Sieder „auf ewige Zeiten“ eine Rente zuge­
standen.

In dem Vertrag stand freilich nichts
von Inflationsausgleich. Die Staatsrente
schmolz auf kümmerliche 15 000 Euro, in
mehr als 70 000 Bruchteilen an 311 Nach­
kommen auszuzahlen. Zur Wahrung ihrer
Rechte haben sich diese im Verein der
Siedensrentenberechtigten zusammenge­
schlossen. Wem wie viel zusteht, errechne­
te früher Haalschreiber Peter Hubert. „Mit
dessen Tod vor drei Jahren hatten wir ein
Problem, denn er hatte ein Monopol“, erin­
nert sich Fritz Leonhardt. Die Rettung kam
in Person von Katharina Platz. Die Studen­
tin entzifferte in mühevoller Kleinarbeit
die Abstammungsbücher der Sieder, archi­

vierte rund 8500 Namen im Computer und
hat, sagt Leonhardt, für jeden heute leben­
den Nachfahr den Stammbaum erfasst.

Das ist die Basis, auf der Kassier Uli
Wenger die jeweiligen Beträge errechnen
kann. „Losordnung und Erbteilung lassen
die Renten jedes Jahr anders ausfallen“, er­
klärt der Haalhauptmann. Die eine erhält
70,15 Euro, ein anderer 18 Cent, ein dritter
zwei Jahre in Folge gar nichts. Ohnehin be­
kommt nur der etwas, der Mitglied im Ver­
ein ist und jährlich 31 Euro zahlt. Damit ist
klar: um Geld geht es hier nicht. Denn Sie­
der zu sein ist in Hall wie ein Adelstitel, das
Statussymbol schlechthin.

Daran konnten selbst baden­württem­
bergische Volksvertreter nicht rütteln, die
bei der Beratung des Staatshaushaltsplans
2005/2006 gegen die „ewige Rente“ aufzu­
begehren versuchten. Ein namentlich
nicht genannter „Abgeordneter der Frak­

tion der CDU fragt, ob man hier nicht eine
Abfindung anstreben könne, um den un­
verhältnismäßig hohen Verwaltungsauf­
wand zu beseitigen“. Der Beamte des Fi­
nanzministeriums wusste nur zu antwor­
ten: Es handele sich um ein „immer­
währendes Rentenrecht, das durch keinen
Wechsel der Zeit und politischen Verhält­
nisse aufgehoben werden kann“. Die Chan­
ce, diese Renten loszuwerden, sei gering,
denn kein vernünftiger Mensch lasse sich
immerwährende Ansprüche abkaufen.

Kommt der Mensch mit der bescheide­
nen Siedersrente und seinem sonstigen
Einkommen freilich über den Grundfreibe­
trag, muss er auch für diesen wiederum
Steuern zahlen. So holt sich das Land auf
dem Weg wenigstens einen winzigen Teil
der 15 000 Euro zurück, die es „auf ewig“
den Haller Siedensrentenberechtigten zu
zahlen hat.

Schwäbisch Hall Rund 15 000 Euro aus dem Staatsvermögen des Landes fließen alljährlich an einen Verein.
Das Geld erhalten die Nachfahren der einst ökonomisch wichtigen Salzsiederfamilien. Von Tanja Kurz

Haller Salzsieder am Pfingstsonntag beim Tanz auf demMarktplatz Foto: Jürgen Weller

Historie Seit dem 14. Jahrhun­
dert ist in SchwäbischHall das
Salzsiederfest überliefert.
Ursprung des Festes dürfte
die Reinigung der Salzquelle
gewesen sein, die denmittel­
alterlichen Reichtum begrün­

dete. Die heute noch gültige
Festordnungwurdemehrfach
ergänzt, zuletzt 1785.

Volksfest In diesem Jahr fin­
det das –wie es auch heißt –
Kuchen­ und Brunnenfest vom

17. bis 20.Mai statt. Neben
demhistorischen Fest er­
wartet die Gäste vielMusik
und ein bunter Vergnügungs­
park auf demHaalplatz.
An allen Tagen ist der Unter­
wöhrd bewirtschaftet. StZ

AUCH IN DIESEM JAHR WIEDER EIN VOLKSFEST IN SCHWÄBISCH HALL

Sieder zu
sein ist in
Schwäbisch
Hall wie ein
Adelstitel, das
Statussymbol
schlechthin.

Tübingen wird für Autofahrer zum Labyrinth

A
utofahrer, kommt ihr nach Tübin­
gen: Bei diesem Fahrtziel ist schon
bisher mancher Fremde erschro­

cken angesichts vieler Einbahnstraßen in
der Altstadt und um die Altstadt herum.
Wer die beliebte Universitätsstadt freilich
in diesen Wochen ansteuert, der findet sich
– zumindest südlich des Neckars – über­
haupt nicht mehr zurecht. Ähnlich geht es
derzeit den Einwohnern selbst. „Alle Kreu­
zungen funktionieren anders“, muss Ober­
bürgermeister Boris Palmer (Grüne) ein­
räumen mit Blick auf Bahnhof, Europa­
platz und Zinser­Dreieck. Alle sind
betroffen: Busse, Autos, Radfahrer und
Fußgänger. „Mein Gott, was für ein Schil­
derwald“, ruft ein Beobachter aus ange­
sichts ungezählter provisorisch aufgestell­
ter Verkehrszeichen und Hinweistafeln.

Ein Chaos ist ausgeblieben, aber nicht
zuletzt um den Preis vieler Regelverstöße.
An mehreren Stellen wird die neue Ver­
kehrsführung glatt ignoriert. Krassestes
Beispiel: Ein rot­weißes Durchfahrtverbo­
ten­Schild mit dem Zusatz „Bus, Taxi, An­
lieger frei“ in Bahnhofsnähe darf als das mit
Abstand am wenigsten befolgte Verkehrs­

zeichen Tübingens bezeichnet werden.
Eine schnelle Zählung an einem späten
Vormittag ergibt, dass es neun von zehn
Autofahrern nicht beachten. Die wenigen
anderen fahren – korrekt, aber mit irritier­
tem Blick – entgegengesetzt zu ihrem
Fahrtziel Altstadt ein zweites Mal am
Bahnhof vorbei. Die Altstadt kann im Auto
vom Bahnhof aus unter Beachtung der Ver­
kehrsregeln nur über große Umwege er­
reicht werden.

Zwei Vertreter der Ortspolizeibehörde
erteilen Orientierungslosen Ratschläge
und sehen dem unerlaubten Abkürzen ge­
lassen zu. „Wir sind nur für den ruhenden
Verkehr zuständig“, wird mit freundlichem
Lächeln erklärt, „und hier handeln es sich
um fließenden Verkehr“. Das stimmt nicht
immer, denn mitunter staut sich die
Schlange der Verkehrssünder vor der
nächsten Ampel. Doch solange die Stadt­
busse nicht aufgehalten werden, bleibt OB
Palmer gelassen. Er deutet an, dass tole­
riert wird, wenn das einzige Anliegen der
Autofahrer ist, am „Anlieger frei“­Schild
vorbei zügig ihr Ziel zu erreichen. Grund
für die neue Kreuzungsregelung und einige

umgedrehte Einbahnstraßenrichtungen
ist die Sanierung der drei Straßen des
Zinser­Dreiecks. Als erstes ist die 160 Me­
ter lange Poststraße an der Reihe. Für eine
Million Euro wird sie saniert. Die Vollsper­
rung spart Zeit und Kosten. „Bis zum Weih­
nachtsgeschäft soll die Poststraße für den
Verkehr wieder geöffnet werden“, hofft OB
Palmer. In den beiden nächsten Jahren
sind dann Karlstraße und Friedrichstraße
an der Reihe.

An ständig neue Verkehrsführungen
wird man sich in Tübingen somit gewöh­
nen müssen. Vielen Besuchern bleiben
Überraschungen nicht erspart. Die betref­
fen nicht nur dieses südliche Zentrum der
Stadt. Gleichzeitig wird nämlich der Tübin­
ger Schlossbergtunnel, durch den die B 28
(Reutlingen–Herrenberg) führt, von

Grund auf saniert. Für viele Monate wird
jeweils eine Tunnelröhre gesperrt werden,
die Autos drängen sich auf zwei statt vier
Fahrspuren. Aus Sorge vor einem Zusam­
menbruch des Verkehrs richteten die Tü­
binger Stadtwerke einen kostenlosen Bus­
pendelverkehr von den Festwiesen hinter
dem Freibad in die Innenstadt ein. Doch
weil der Verkehr weit weniger stockte als
von vielen Skeptikern erwartet, wird diese
„P + R“­Linie jetzt nach sechs Wochen
mangels Nachfrage eingestellt. „Die Nutzer
des Busses hatten keinen Zeitvorteil, des­
wegen war das Angebot unattraktiv“, sagt
Boris Palmer. Die Kosten für die Stadtwer­
ke sind 45 000 Euro.

Überraschungen für Stadtbesucher bie­
ten auch die Straßenzüge rund um die Uni­
versität. Hier gilt trotz breiter, mehrspuri­
ger Straßen Tempo 30. Hier wird – anders
als bisher in dem „Anlieger frei“­Bereich
auch geblitzt. Für diese Tempobremse wur­
de das Stadtoberhaupt heftig angegriffen,
obwohl Palmer dafür nichts kann. Tempo
30 auf diesen Durchgangsstraßen ist vom
Regierungspräsidium angeordnet worden,
wegen der Luftreinhaltung..

Von allen Eingriffen unbehelligt bleibt
in diesen Monaten in Tübingen nur eine
Verkehrsform – die Stocherkähne auf dem
Neckar ziehen geradlinig wie seit Jahr­
zehnten ihre Bahnen.

Bauarbeiten Weil mehrere Straßen saniert werden, ändert sich auf
Jahre hinaus die gesamte Verkehrsführung. Von Michael Petersen

Schilderwald am Busbahnhof Foto: StZ

A
nfang Mai, bei der Jahreshauptver­
sammlung der Heidelberger FPD,
der auch der Entwicklung Dirk Nie­

bel angehört, hat der Bundespolitiker und
ehemalige Generalsekretär der Liberalen
noch versucht die Mitglieder zu beruhigen;
zugleich hat er aber auch gewarnt vor der
neuen Konkurrenz „Alternative für
Deutschland“ (AfD). „Sie ist ein Ein­Mann­
Partei mit Bedrohungspotenzial“, meinte
er, nachdem er gefragt worden war, wie
man am besten mit der neuen Anti­Euro­
Partei umgehen solle. Für deren Ideen gebe
es ja durchaus auch Verständnis bei einem
Teil der Mitgliedschaft.

Man müsse die Sorgen in den eigenen
Reihen ernst nehmen, sagte Niebel. Doch
könne man ihnen auch mit guten Argu­
menten begegnen; „Der Euro ist unsere
einzige Chance im Vergleich mit den Wirt­
schaftsräumen der USA und Asiens“, mein­
te der Minister. Dann wurde er offensiver.
„Die AfD, das sind Rattenfänger“, sagte er.
„Man muss den Leuten sagen, die lügen
Euch an. Das hatten wir schon einmal, das
ist brandgefährlich.“

Was Niebel damals für sich behalten hat,
hat inzwischen „Der Spiegel“ bundesweit
publik gemacht: Die „Bedrohung“ der neu­
en AfD hat auch vor seiner eigenen Ver­
wandtschaft nicht halt gemacht. Einer der
Vettern des Ministers, Matthias Niebel, hat
die Fronten gewechselt. Mehrere Jahre
lang hatte er die FDP im Bezirksbeirat im
Heidelberger Stadtteil Neuenheim vertre­
ten, wo er ein Geschäft
für Damenmoden be­
treibt. Inzwischen ha­
be er den Liberalen den
Rücken gekehrt und
sein Mandat zurückge­
geben, ließ Matthias
Niebel aus dem Urlaub
die Lokalzeitung wis­
sen. „Dem Euro­Ret­
tungsschirm“, zitierte
ihn der Spiegel, „hätte
die FDP nie zustimmen
dürfen“.

Vor Ort versuchte
Vetter Dirk die Sache
herunterzuspielen. Er
habe eine große Fami­
lie mit 30 Cousins und
Cousinen. Da wäre es
verwegen anzunehmen, dass die alle „poli­
tisch gleichgeschaltet“ seien, erklärte er
gegenüber der Lokalzeitung. „Die Demo­
kratie braucht unterschiedliche Meinun­
gen“, bestätigte Vetter Matthias.

Doch nicht nur in der eigenen, auch in
der Heidelberger FDP­Familie, schwindet
der politische Rückhalt für den Minister.
Just bei der jüngsten Jahreshauptver­
sammlung hat die langjährige Fraktions­
vorsitzende der Partei, Annette Trabold,
eine der erfolgreichsten Stimmensammle­
rin der FDP in der Vergangenheit, ange­
kündigt, sie wolle nicht noch einmal kandi­
dieren und auch nicht mehr für Niebel
Wahlkampf machen. Für den derzeitigen
„Rambo­Liberalismus“, der Partei „stehe
ich nicht zur Verfügung“, sagte sie. joe

Heidelberg Dirk Niebels Vetter
verstärkt die AfD, der Minister
warnt vor Rattenfängern.

Der Cousin
geht zur
Konkurrenz

Mannheim

Paar wird Opfer
eines Doppelmords
Die Mannheimer Polizei sucht Zeugen, die
bei der Aufklärung eines Doppelmordes
helfen können. Die beiden Opfer, ein 45­
jähriger Mann und seine 42­jährige Part­
nerin, waren Anfang der Woche in ihrer
Wohnung erschossen worden. Der elfjähri­
ge Sohn hatte seine Eltern am Montag um
die Mittagszeit, als er vom Schulunterricht
zurückkam, gefunden. Die Mutter lag nach
Berichten der Polizei tot in der Küche, der
Vater im Wohnzimmer, beide waren blut­
überströmt.

Nach Vorlage der Ergebnisse der rechts­
medizinischen Untersuchungen haben die
Ermittler einen Doppelselbstmord ausge­
schlossen; beide seien durch mehrere
Schüsse getötet worden. Zu den Hinter­
gründen der Tat gebe es noch keine Hin­
weise, teilten Staatsanwaltschaft und Poli­
zei gestern mit. Die Tat ereignete sich in
dem kleinen Weiler Kirschgartshausen, der
im Mannheimer Norden fast an der hessi­
schen Grenze liegt. Die zwei Getöteten –
nach Berichten der Lokalzeitung ein Italie­
ner und eine Thailänderin – hatten sich
dort erst vor einigen Monaten niedergelas­
sen. Die Polizei hat eine 40­köpfige Sonder­
gruppe eingerichtet; sie ermittle in alle
Richtungen, teilte die Behörde mit. joe

„Das hatten
wir schon
einmal,
das ist brand­
gefährlich.“
Dirk Niebel über
die neue Partei AfD
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Polizei

Fahrradstreife über
die Grenze hinweg
Für eine bürgernahe und effiziente Polizei­
arbeit haben die Polizeidirektionen in
Straßburg und der Ortenau die erste
deutsch­französische Fahrradstreife im
Grenzgebiet ins Leben gerufen. Am Mitt­
woch traten die 18 dafür ausgewählten
zweisprachigen Frauen und Männer an der
Zwei­Ufer­Brücke im Kehler Rheinvorland
ihren Dienst an. Immer ein französischer
und ein deutscher Beamter werden künftig
gemeinsam im Bereich der Bahnhöfe Kehls
und Straßburgs sowie in der Kehler Innen­
stadt Dienst tun, also dort, wo häufig Ge­
dränge herrscht und die klassische Streife
im Auto nicht vordringt.

Gemeinsame Kontrollen zu Fuß oder im
Streifenwagen gibt es schon länger. Dies­
mal werden die Beamten, wenn sie Drogen­
händler und Taschendiebe ins Visier neh­
men, eine leuchtend blaue Uniform tragen.
„Wir brauchen diese schnelle Präsenz“,
sagte der Leiter der Offenburger Polizei­
direktion, Reinhard Renter. „Sie stärkt das
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung und da­
mit die Lebensqualität.“ Der Eurodistrikt
Straßburg­Ortenau investierte 15 500
Euro in neue Fahrräder. bnü

Bissingen/Cincinnati

Schulverweigerer
erhalten kein Asyl
Ein streng religiöses Elternpaar mit fünf
Kindern aus Bissingen an der Teck (Kreis
Esslingen) ist mit seinem Asylantrag in den
USA gescheitert. Der Familie könne nach
amerikanischem Recht kein Schutz vor der
Schulpflicht in Deutschland gewährt wer­
den, entschied ein Berufungsgericht in
Cincinnati (Ohio). Das gestern bekannt ge­
wordene Urteil bestätigte eine Entschei­
dung des US­Justizministeriums.

Die Familie war im Jahr 2008 in die USA
geflohen, weil sie ihre damals drei bis elf
Jahre alten Kinder aus religiösen Gründen
nicht auf eine deutsche Schule schicken,
sondern zu Hause unterrichten wollten.
Zwei Jahre zuvor hatten die Eltern ihre
Kinder aus der Grundschule genommen
und damit gegen die deutsche Schulpflicht
verstoßen. Die Behörden verhängten da­
raufhin Zwangsgelder in Höhe von mehre­
ren Tausend Euro. dpa
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